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Der rohstoffreichtum afrikas macht wenige Men-

schen reich, viele bleiben arm. Damit sich das

ändert, müssen regierungen faire Verträge ab-

schließen, die Verkaufserlöse gerecht verteilen

und verstärkt in Bildung, Gesundheit und wirt-

schaftliche entwicklung investieren. Die Bevölke-

rung braucht mehr Mitspracherecht. unternehmen

müssen ihre Zahlungen transparenter machen

und sich an umwelt- und sozialstandards halten.

hier können internationale transparenzinitiativen

helfen. Die autoren dieses Bandes analysieren die

aktuellen Probleme des ressourcenfluchs in afrika

und nennen handlungsoptionen für eine rohstoff-

politik, die Deutschland und den ressourcenrei-

chen entwicklungsländern gleichermaßen dient. 
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VORWORT

Angestoßen vom globalen Hunger nach Rohstoffen ist in einigen afri-
kanischen Staaten gegenwärtig ein rasantes Wirtschaftswachstum zu 
beobachten. Damit gehen jedoch keinesfalls automatisch mehr Wohl-
stand und nachhaltige Entwicklung einher: Trotz teils sprudelnder 
Staatsseinnahmen bleibt die Bevölkerung in vielen rohstoffreichen 
Ländern arm. Der Grund liegt oftmals im mangelnden politischen 
Willen der Regierungen, die Einnahmen in den Aufbau von Bildungs- 
oder Gesundheitsstrukturen zu investieren. Fehlende Sanktionsme-
chanismen durch Parlament oder Zivilgesellschaft verfestigen diesen 
Status quo. 

Eine besondere Verantwortung liegt aber auch bei den Industrie- und 
Schwellenländern, die in Afrika investieren. Nur wenn sie dort ver-
antwortungsvoll wirtschaften, ermöglichen sie lokale Wertschöpfung. 
Auch Deutschland mit seinen begrenzten eigenen Rohstoffen und der 
Abhängigkeit von Importen kann hier einen wichtigen Beitrag leisten: 
Deutsche Wirtschaftsunternehmen können mit dem Transfer von 
Technologie und Know-how die lokale Wirtschaft stärken. So entste-
hen qualifizierte Arbeitsplätze und Ausbildungsmöglichkeiten, die 
weiterverarbeitende Industrie wird gefördert und mehr Rohstoffein-
nahmen bleiben im Land.

Für einen allgemeinwohlorientierten Abbau von Bodenschätzen 
braucht es immer beides: verantwortungsvolle Investoren, die Um-
welt- und Sozialstandards einhalten, sowie eine Regierung vor Ort, 
die für transparente Institutionen, Achtung der Menschenrechte, 
eine diversifizierte Wirtschaftsstruktur und für den Schutz der Le-
bensgrundlagen der Menschen sorgt. Positive Beispiele dafür gibt 
es: Botsuana und Ghana haben Rohstofferlöse oft für Infrastruktur-
maßnahmen und Bildungsausgaben verwendet, von denen die ge-
samte Bevölkerung profitiert. In Staaten wie der Demokratischen 
Republik Kongo (DR Kongo) und dem Sudan hat jedoch fehlende 
Staatsgewalt in der Kombination mit einfacher Bereicherung durch 
Rohstoffgeschäfte enorme Konflikte entfacht. Um dies zu verhindern, 
sind vor allem verlässliche politische und ökonomische Rahmenbe-
dingungen, an die sich alle Akteure halten, von großer Bedeutung.

 



Diese Publikation entstand aus Sammelbeiträgen im Rahmen der 
Veranstaltung „Deutsche Wirtschaftsinteressen und afrikanische 
Rohstoffe – Herausforderungen der Nachhaltigkeit und Transparenz 
in einer globalisierten Welt”, organisiert von der Konrad-Adenauer-
Stiftung sowie der „Südliches Afrika Initiative der Deutschen Wirt-
schaft (SAFRI)” mit ihren Trägerorganisationen am 28. Februar 
2013 in Berlin. Ich wünsche Ihnen eine anregende Lektüre. 

Dr. Gerhard Wahlers
Stv. Generalsekretär der Konrad-Adenauer-Stiftung e. V.
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Welche Rohstoffpolitik wollen wir?  
Deutsche Wirtschaftsinteressen und  
afrikanische Rohstoffe

Günter Nooke

Zwei Themen – Afrika und Rohstoffsicherheit – bekommen gerade 
neue Aufmerksamkeit von Politik und Medien. Das ist ausdrücklich 
zu unterstützen. Meine Erfahrungen aus Gesprächen und Besuchen 
von Minenprojekten während vieler Afrikareisen in den letzten drei 
Jahren bestätigten eindrücklich: Im Rohstoffbereich läuft in Afrika  
die derzeit spannendste und dynamischste Entwicklung, in die Ent-
wicklungs- und Industrieländer sowie globale Rohstoffunternehmen 
verwickelt sind. Fast die Hälfte der 54 Staaten des afrikanischen 
Kontinents wird zu Recht als rohstoffreich bezeichnet. Hier wurden 
und werden auch in den nächsten zehn Jahren mit der Vergabe von 
Explorations- und Abbaulizenzen Weichen für Jahrzehnte gestellt. 
Das betrifft staatliche Einnahmen und vielfältige Folgen für Natur, 
Umwelt und Soziales. Die Afrikanische Union hat hierzu schon 2008 
eine Africa Mining Vision entwickelt und im Dezember 2011 auch 
weitere Schritte zu ihrer Implementierung vereinbart. 

Beide Themen – Rohstoffe und Afrika – haben sehr viel miteinander 
zu tun und hier in Deutschland stellt sich die Frage: Welchen Beitrag 
kann und soll die Bundesregierung, soll unsere Entwicklungspolitik in 
Afrika für die Rohstoffversorgung unserer Industrie leisten? Um auf 
diese Frage eine adäquate Antwort geben zu können, muss man 
mehrere andere Fragen mitbedenken und sich den Problemen und 
Widersprüchlichkeiten des Themas stellen:

Sollte Politik überhaupt eine Rolle spielen oder ist Rohstoffsicherheit 
nicht zuerst ein Problem der Wirtschaft und der Unternehmen? 

Ist die Bundesregierung wirklich verantwortlich für eine staatliche 
Rohstoffpolitik? 

Ist Rohstoffförderung nicht eher ein „schmutziges” Geschäft? Wie 
gehen wir als Politiker in Deutschland mit der rauen Wirklichkeit in 



diesem Bereich um: Menschen sind froh, wenn sie unter katastro-
phalen Arbeitsbedingungen in afrikanischen Minen mit einem Ein-
kommen von fünfzig bis hundert US-Dollar im Monat schuften und 
schürfen dürfen, denn sie verdienen doppelt so viel wie in der Land-
wirtschaft. Die Rohstoffmärkte sind hoch spekulativ; auf dem Papier 
werden zehn Mal mehr Öl oder dreißig Mal mehr Nickel ge- und ver-
kauft als real vorhanden ist. Sehen das wirklich alle in Deutschland 
negativ, wenn wir erklären würden, dass daraus auch die Renditen 
ihrer Pensionsfonds gespeist werden?

Wie werden die geopolitisch geschickten Strategien anderer Staaten 
wie China oder Brasilien unsere Zukunft und Rohstoffsicherheit be-
einflussen? Will und kann Deutschland darauf strategisch antworten?

Das Interesse der deutschen Wirtschaft am afrikanischen Rohstoff-
boom blieb bisher eher gering. Das ist verständlich, da es keine 
global agierenden, deutschen Minenbetreiber mehr gibt; diese kom-
men heute in Subsahara-Afrika vor allem aus Kanada, Australien, 
Südafrika, den USA oder auch Großbritannien, zunehmend aber 
auch aus China, Brasilien, Indien und Saudi Arabien. Andererseits 
wäre es verständlich, wenn manche Unternehmen in Europa nega-
tive Schlagzeilen fürchten und deshalb Öffentlichkeit eher meiden. 

Das Zusammenwirken von Politik und Wirtschaft muss langfristig 
angelegt sein. Was nicht funktioniert, ist folgende Arbeitsteilung: 
Die Politik soll sich so lange heraushalten, wie die Wirtschaft ihre 
Interessen durchsetzt und gute Geschäfte macht. Ist das nicht 
mehr möglich, fordern Wirtschaftsführer von der Politik schnellste 
Lösungen, manche denken gar an militärische Mittel.

Zur politischen Erfahrung gehört: Am Ende bestimmen nicht WTO-
Regeln, sondern Machtinteressen die Spielregeln. Übrigens gibt es 
auch Beispiele für einen direkten Bezug zu den Wünschen in der 
Bevölkerung: Der Engpass bei den seltenen Erden ist nicht dadurch 
bedingt, dass sie wirklich alle selten vorkommen, sondern weil 
westliche Staaten und Firmen die umweltgefährdende Gewinnung 
dieser Metalle, die kaum einer im eigenen Land haben wollte, zu 97 
Prozent den Chinesen überließen.

Deutschland kann mehr tun als diese Prozesse nur zu beobachten. 
Deshalb hat die schwarz-gelbe Koalitionsregierung schon 2010 eine 
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Rohstoffstrategie der Bundesregierung unter Federführung des Wirt-
schaftsministeriums beschlossen. Auch das Entwicklungsministerium, 
die Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe und die dazu-
gehörige Deutsche Rohstoffagentur, die Gesellschaft für Internationale 
Zusammenarbeit und insbesondere die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
widmen dem Rohstoffthema wesentlich mehr Aufmerksamkeit als noch 
vor wenigen Jahren. Hinzu kommen auch Initiativen der deutschen 
Wirtschaft: Der Bundesverband der Deutschen Industrie veröffent-
lichte 2010 ein Strategiepapier zur Rohstoffsicherheit mit der Über-
schrift „Für eine strategische und ganzheitliche Rohstoffpolitik”, schon 
2006 wurde die Deutsche Rohstoff AG gegründet und die Fachvereini-
gung Auslandsbergbau verzeichnet in den letzten zehn Jahren konti-
nuierlichen Mitgliederzuwachs.

Diese vielfältigen Aktivitäten müssen verzahnt werden. Um ihnen 
Durchschlagskraft zu verleihen, reicht es nicht, wenn von Seiten der 
Wirtschaftspolitiker Rohstoffsicherheit für die Exportnation Deutsch-
land eingeklagt wird, und die Entwicklungspolitiker feststellen, Roh-
stoffreichtum wirke eher als Fluch denn als Segen. Auch wenn die 
Einnahmen aus dem Rohstoffexport die Mittel westlicher Geberstaa-
ten für Entwicklungszusammenarbeit um ein Vielfaches übertreffen, 
haben sie in kaum einem afrikanischen Land zu einem breitenwirk-
samen Wachstum geführt, von dem die gesamte Bevölkerung profi-
tiert hätte. Vielmehr haben sich diese Unterschiede zwischen Arm 
und Reich gerade in Afrika weiter verstärkt. Die teilweise unanstän-
dige Bereicherung einiger „Eliten” hat dazu geführt, dass beim Gini-
Koeffizienten, der die Verteilung von Vermögen oder Einkommen be-
schreibt, inzwischen sieben afrikanische Länder die mit Abstand 
größte Gruppe unter den ersten zehn mit der größten Ungleichheit 
bilden.

Die Forderung nach verantwortlich handelnden, nicht korrupten Re-
gierungen bleibt deshalb zentral für jede Art von Entwicklung und 
die sinnvolle Nutzung von Rohstoffen eines Landes! Es wäre aber 
naiv zu fordern, auf den Abbau von Rohstoffen sollte verzichtet wer-
den, wenn die politischen, rechtlichen und administrativen Rahmen-
bedingungen dafür nicht gegeben sind. So ist die Welt, gerade in  
Afrika, nicht.

Doch auch afrikanische Regierungschefs und Bergbauminister, die 
verlässliche Rahmenbedingungen schaffen und die Rohstoffreserven 
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ihres Landes für eine nachhaltige Entwicklung nutzen wollen, sehen 
sich schier unlösbaren Problemen gegenüber. Aber da, wo Regie-
rungschefs in Afrika wirklich den politischen Willen zur nachhaltigen 
Nutzung der eigenen Ressourcen äußern, können wir die Verant-
wortlichen beim Wort nehmen und Unterstützung anbieten. Die 
Bundesregierung sollte dabei als ehrlicher Makler auftreten! 

Entscheidend für diese Rolle ist unsere Glaubwürdigkeit. Entgegen 
dem, was deutsche Debatten vermuten lassen, wird uns diese Glaub-
würdigkeit und Anerkennung in vielen Ländern der Erde und fast 
überall in Afrika zugeschrieben. Andererseits müsste die Bundesre-
gierung auch dazu bereit sein, denn mit Makler ist mehr Verantwor-
tung gemeint als wir sie bisher mit den üblichen Beratern im Hinter-
grund übernehmen. Eine konsistente Argumentation für solch eine 
kohärente Afrika- und Rohstoffpolitik sollte auf folgenden Gedanken-
gängen aufbauen.

Die Ausgangslage: Deutschland ist in Afrika beliebt, selbst die Kolo-
nialgeschichte ist oft in positiver Erinnerung; Deutschland wird als 
Wirtschaftsmacht wahrgenommen, man traut uns technologisch 
und politisch viel zu. Wir sollten diese Erwartungen nicht relativie-
ren, sondern zu erfüllen versuchen. Einige Voraussetzungen sind 
bereits geschaffen: Unsere Entwicklungszusammenarbeit widmet 
sich stärker als früher der Umfeldgestaltung für Privatinvestitionen; 
in mehreren Ländern sind Berater im Rohstoffbereich tätig. Roh-
stoffsicherheit und Rohstoffgovernance sind bereits oben auf der 
politischen Agenda. In Freiberg wurde die weltweit erste Bergaka-
demie gegründet; sie profiliert sich gerade auch international. Kali- 
und Salzbergbau sowie die Nutzung von Braunkohle in Deutschland 
zeigen, dass wir in einigen Bereichen immer noch führend sind. Weil 
aber keine globalen deutschen Rohstoffkonzerne mehr existieren, 
können wir neutral beraten. 

Das Interesse Deutschlands: Unsere Exportwirtschaft ist mehr als 
jede andere auf freien Handel und ein ausreichendes Angebot an 
Rohstoffen zur Versorgung der Industrie angewiesen. Trotz großer 
Exportüberschüsse werden mehr als sechsmal so viele Rohstoffe 
importiert wie exportiert. Anders als viele NGOs, die mehr Natur- 
und Umweltschutz im Blick haben, will Deutschland, wie auch die  
afrikanischen Regierungen, Rohstoffvorkommen nutzen. Sie müssen 
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zum Wirtschaftswachstum des Landes beitragen, denn nur so kön-
nen Geberländer wie Deutschland mittelfristig Steuern für Entwick-
lungszusammenarbeit sparen. In unserem Interesse sind der Schutz 
der Menschenrechte, Wertschöpfung, Arbeits- und Ausbildungsplätze 
und eine nachhaltige Rohstoffwirtschaft vor Ort, denn nur so ent-
stehen für deutsche Anlagen- und Maschinenbauer neue Investiti-
onsmöglichkeiten und sichere Absatzmärkte.

Das Interesse afrikanischer Staaten: Um dauerhafte Einnahmen aus 
Rohstoffvorkommen zu erzielen, hilft es wenig, in zwanzig Jahren 
eine funktionierende Steuerverwaltung zu haben und auf eine un-
abhängige Justiz zu hoffen, d.h. aller lobenswerter Institutionenauf-
bau kommt für Afrikas Rohstoffboom zu spät. Besser als das Moni-
toring schlechter Verträge ist der Abschluss gut ausgehandelter und 
fairer Verträge. Dafür ist jetzt Unterstützung notwendig, wenn es 
denn ein ehrliches Interesse auf afrikanischer Seite gibt. Besser als 
eine wenig belastbare Steuergesetzgebung oder Exportzölle sind in 
Verträgen vereinbarte flexible Förderabgaben mit Prozentsätzen 
vom jeweiligen Weltmarktpreis. Denn Rohstoffmengen müssen klar 
deklariert werden und sind leicht zu messen. Im Gegensatz dazu 
gibt es fast unbeschränkte Gestaltungsmöglichkeiten in den Bilan-
zen globaler Rohstoffkonzerne. Auch Infrastrukturleistungen und 
Rückstellungen für die Wiedernutzbarmachung gehören in die Ver-
träge. Umwelt- und Sozialkosten müssen auch in Afrika in den Roh-
stoffpreisen enthalten sein und sollten nicht durch Entwicklungspro-
jekte westlicher Steuerbürger bezahlt werden.

Bevor adäquate Einnahmen erzielt werden können, braucht es recht-
liche Mindeststandards. Und der Verkäufer muss überhaupt wissen, 
welche Rohstoffe und welche Mengen wo zu welchen Kosten abge-
baut werden können. Die Prozessoptimierung schon vor der ersten 
Vergabe einer Explorationslizenz ist eine Riesenherausforderung. 
Diese Genehmigung enthält in der Regel die Option für die Abbauge-
nehmigung, damit der Deal überhaupt zustande kommt. Afrikanische 
Bergbauministerien brauchen weniger capacity building in Konferenz-
räumen und mehr training on the job an modernen Softwaresyste-
men. Mit e-governance und e-mapping kann auch ein Beitrag zur 
Korruptionsbekämpfung geleistet werden. Neue Aufbaustudiengänge 
an etablierten Hochschulen, speziell für Absolventen aus Entwick-
lungsländern, sind gefragt. 
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Diese kurze Aufzählung zeigt: Die deutschen Interessen - der Wirt-
schaft, der Steuerzahler und der Entwicklungspolitiker - können mit 
denen verantwortlicher afrikanischer Regierungen in rohstoffreichen 
Ländern als fast identisch angesehen werden!

Was ist zu tun? Auch die wirtschaftlichen, entwicklungspolitischen und 
geostrategischen Interessen der unterschiedlichen Ressorts der Bun-
desregierung passen im beschriebenen Feld – Afrika und Rohstoffe – 
exzellent zusammen. Sie werden sogar von Ministern derselben Partei 
verantwortet. Um hier erfolgreiche deutsche Interessenpolitik umzu-
setzen, braucht es die volle Arbeitskraft der Ressorts, ein Miteinander 
auf allen Ebenen und kein Gegeneinander. Und es braucht eine klare 
politische Ansage: Wir sind wirklich bereit, als dieser ehrliche und 
verlässliche Makler vor Ort zu agieren. Dafür besteht die volle Unter-
stützung der ganzen Bundesregierung.

Das klingt ungefährlicher als es ist. Man stünde für andere sichtbar 
im Auge des Taifuns und könnte bei jedem Schritt zur falschen Seite 
weggerissen werden. Man übernähme Verantwortung für Dinge, die 
man selbst nicht voll in der Hand hat, und setzte seine Glaubwürdig-
keit der öffentlichen Prüfung aus. Es wäre die Chance, richtig gute 
Politik zu gestalten; mindestens aber wäre es der Versuch, das 
Schlimmste zu verhindern.

Wenn unser internationales Agieren mehr sein soll als Gut-Wetter-
Machen, dann sollte zumindest über eine solche Abstimmung und 
Konzentration von Mitteln und Aktivitäten öffentlich diskutiert werden.
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Mit Transparenz gegen den  
Rohstofffluch: USA und EU übernehmen  
Führungsrolle durch bindende Offen
legungspflichten

Stormy-Annika Mildner und Julia Howald

Rohstoffreichtum soll nicht länger arm machen. Darin sind sich die 
Länder der G8 schon seit Längerem einig. In ihrem Gipfelkommuni-
qué aus dem Jahr 2009 unterstrichen sie, welche Bedeutung der 
Rohstoffsektor für die Entwicklung und Stabilität vieler Staaten hat, 
und betonten, dass Transparenz- und Zertifizierungsinitiativen not-
wendig sind, um die Staatseinnahmen zu erhöhen und um Korrup-
tion, Konflikte und Gewalt einzudämmen, die durch Einnahmen aus 
natürlichen Ressourcen befördert werden können.1 Beim Gipfel in 
Deauville im Mai 2011 vereinbarten die G8 nicht nur, die Transpa-
renz zu steigern, indem sie die Extractive Industries Transparency 
Initiative (EITI) unterstützen. Sie verpflichteten sich überdies „zur 
Einführung von Gesetzen und sonstigen Vorschriften für Transparenz 
oder zur Förderung freiwilliger Standards, die Unternehmen im Öl-, 
Gas- oder Bergbausektor auffordern oder ermutigen, ihre Zahlungen 
an Regierungen offenzulegen”. Ziel ist, in den rohstoffreichen Ent-
wicklungsländern wirtschaftliches Wachstum und Entwicklung durch 
mehr Transparenz und gute Regierungsführung zu fördern.2 Auf dem 
jüngsten G8-Gipfel in Nordirland unter britischem Vorsitz ging es er-
neut um Transparenzregeln. Zur Stärkung der EITI erklärten einige 
G8-Staaten ihren Beitritt zur Initiative. Überdies verpflichteten sich 
die G8 mit der Open Data Charter, bestimmte Verwaltungsdaten zur 
freien Nutzung zur Verfügung zu stellen.3

Rohstoffreichtum kann zwar grundsätzlich ein Sprungbrett für wirt-
schaftliche Entwicklung und Wachstum sein. Länder wie Chile oder 
auch Botsuana sind überzeugende Beispiele dafür, dass Rohstoffe ein 
Segen für Länder sein können. Auch die Industrialisierung in Europa 
und den USA im 19. Jahrhundert wäre ohne eigene heimische Roh-
stoffvorkommen so nicht vorstellbar gewesen. Vielen ärmeren Ent-



wicklungsländern ist es bislang jedoch nicht gelungen, ihre Rohstoff-
vorkommen für wirtschaftliche und soziale Entwicklung zu nutzen. 
Viele von ihnen weisen schlechte oder nicht funktionierende Instituti-
onen, weit verbreitete Korruption, Rentierverhalten und Misswirt-
schaft, massive Einkommensunterschiede in der Bevölkerung, hohe 
Armut vor allem in den ländlichen Gegenden und ein erhöhtes Risiko 
von Konflikten und Gewaltausbrüchen innerhalb ihrer Gesellschaft 
auf. Häufig fließt nur ein Bruchteil des Steuerpotenzials in die Staats-
kassen. Umwelt- und Ressourcenschutz sowie soziale Aspekte wer-
den oft vernachlässigt, wichtige Investitionen in Bildung, Gesundheit 
und Infrastruktur unterbleiben und die Einnahmen aus der Rohstoff-
förderung kommen nur wenigen zugute. Die Liste der rohstoffreichen 
Länder, die sich mit internen Konflikten konfrontiert sehen, ist lang: 
die DR Kongo, der Sudan und Angola sind nur einige der prominente-
ren Beispiele. Ein Mehr an Transparenz im Rohstoffsektor allein kann 
den Rohstofffluch sicherlich nicht in einen Segen verwandeln. Es ist 
jedoch eine wichtige Voraussetzung, um Korruption einzudämmen 
und die Steuereinnahmen zu steigern.

Genau hier setzten die Selbstverpflichtungen der G8 an. Allerdings 
haben bislang nur die USA und die EU den Communiqués Folge ge-
leistet. Die USA verabschiedeten im Sommer 2010 mit dem „Dodd-
Frank Wall Street Reform and Consumer Protection Act” (kurz: Dodd-
Frank Act) zwei rechtlich bindende Offenlegungsklauseln: Abschnitt 
1502 zum Handel mit Konfliktmineralien und Abschnitt 1504 zu Zah-
lungsflüssen im Rohstoffsektor. Damit übernahm die US-Regierung 
international eine Vorreiterrolle: Bisherige Ansätze wie die EITI oder 
auch der Kimberley-Prozess zur Zertifizierung von Diamanten sind  
lediglich freiwilliger Natur. Am 22. August 2012 legte die US-Börsen-
aufsicht (Securities and Exchange Commission, SEC) die endgültigen 
Durchführungsrichtlinien vor. 

Die EU-Kommission folgte Ende Oktober 2011 dem Vorbild der USA, 
indem sie zwei Richtlinienvorschläge vorlegte: zum einen zur Anpas-
sung der Transparenzrichtlinie 2004/109/EG für börsennotierte  
Unternehmen (KOM[2011]683),4 zum anderen zu den Rechnungsle-
gungsrichtlinien 78/660/EWG (Anforderungen an den Jahresabschluss 
von Gesellschaften bestimmter Rechtsformen) und 83/349/EWG 
(konsolidierter Abschluss, KOM[2011]684).5  Am 9. April 2013 konn-
ten sich Rat, Parlament und Kommission schließlich auf die Ausge-
staltung der Richtlinie einigen. Anders als der Dodd-Frank Act zielt 
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die EU-Transparenzinitiative allerdings nur auf Zahlungsströme im 
Rohstoffsektor ab, nicht auf den Handel mit Konfliktmineralien. Die 
Debatte um Offenlegungspflichten für Handelsketten befindet sich in 
der EU noch in den Kinderschuhen. 

Die US-Initiative: Zahlungsströme und Handelsketten

Mit den Abschnitten 1502 und 1504 des Dodd-Frank Acts verfolgt 
der US-Kongress ein doppeltes Ziel: Einerseits soll die Finanzierung 
von Bürgerkriegsparteien unterbunden werden, andererseits soll mit 
den Abschnitten sichergestellt werden, dass Rohstoffeinkünfte der 
wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung des Förderlandes zugute-
kommen und nicht in den Taschen korrupter Eliten verschwinden.

In Abschnitt 1502 geht es vor allem um sogenannte Konfliktminera-
lien, das heißt um Coltan (Columbit-Tantalit), Zinnerz, Gold und Wolf-
ram aus der DR Kongo oder einem benachbarten Land. 

In der DR Kongo befinden sich große Mengen dieser für die High- 
und Greentech-Industrie fast nicht ersetzbaren Metalle. Coltan findet 
sich heute in jedem Mobiltelefon und der Verkauf ist lukrativ. Immer 
wieder gibt es gewalttätige Auseinandersetzungen um die rohstoff-
reichen Regionen in der DR Kongo – finanziert mit den Einnahmen 
aus dem Rohstoffhandel. Die Mineralien werden aus diesem Grund 
auch Konflikt- oder Blutmineralien genannt. Laut der deutschen Bun-
desanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR) gehen der 
Regierung in der DR Kongo heute bis zu 90 Prozent der möglichen 
Steuereinnahmen aus Rohstoffexporten verloren.6 Diese wären für 
das Land und seine Bevölkerung dringend notwendig: Die DR Kongo 
ist eines der ärmsten Länder der Welt.

Sofern ein Produkt Coltan, Zinnerz, Gold oder Wolfram enthält, 
muss der Produzent (dies gilt für US-Unternehmen gleichermaßen 
wie für ausländische Unternehmen, die der US-Börsenaufsicht SEC 
unterliegen) laut Abschnitt 1502 der genauen Herkunft der Minera-
lien nachgehen („country of origin inquiry”). Falls der Produzent 
feststellt, dass die Mineralien aus der DR Kongo oder einem benach-
barten Land stammen oder stammen könnten, muss er einen zu-
sätzlichen Bericht („Conflict Minerals Report”) vorlegen. Das Unter-
nehmen muss darin darlegen, welche Maßnahmen es ergriffen hat, 
um seiner Sorgfaltspflicht in Bezug auf die Herkunft und den Han-
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delsweg dieser Materialien nachzugehen. Ein Produkt gilt als „DR 
Kongo konfliktfrei”, wenn weder für die Herstellung des Produktes 
Konfliktmineralien aus der DR Kongo genutzt wurden noch im ferti-
gen Produkt Konfliktmineralien aus der DR Kongo enthalten sind. Es 
dürfen also Mineralien aus der DR Kongo oder einem benachbarten 
Land enthalten sein, jedoch dürfen diese nicht zur Konfliktfinanzie-
rung beigetragen haben. Wenn ein Unternehmen in seinem Bericht 
feststellt, dass sein Produkt nicht „DR Kongo konfliktfrei” ist, so muss 
der Bericht zusätzlich darüber Auskunft geben, um welches Produkt 
es sich handelt, wo dieses hergestellt oder verarbeitet wurde und 
woher die darin verwendeten Mineralien stammen. Zudem muss das 
Unternehmen so genau wie möglich angeben, welche Schritte es un-
ternommen hat, um die Herkunft der Mineralien nachzuverfolgen. 
Der „Conflict Minerals Report” muss in beiden Fällen, d.h. wenn Kon-
fliktmineralien enthalten sind und auch wenn keine Konfliktminera-
lien enthalten sind, von einem unabhängigen Unternehmen auditiert 
und vom Unternehmen im Internet veröffentlicht werden. Falls ein 
Unternehmen nicht eindeutig bestimmen kann, ob die in der Produk-
tion verwendeten Mineralien konfliktfrei sind, kann es für zwei (bzw. 
im Falle kleinerer Unternehmen für vier) Jahre in seinem Bericht an-
geben, dass die Konfliktfreiheit nicht eindeutig bestimmbar ist („DRC 
conflict undeterminable”). In diesem Fall ist keine Auditierung erfor-
derlich. Das Unternehmen kann sich zur Erfüllung seiner Sorgfalts-
pflicht an national oder international anerkannte Sorgfaltsrichtlinien, 
wie beispielsweise die der OECD, halten. Unternehmen müssen ihre 
Informationen zum Einsatz von Konfliktmineralien erstmals am  
31. Mai 2014 (für das Jahr 2013) und danach jährlich bei der SEC 
einreichen.7 

Abschnitt 1504 verpflichtet alle (auch ausländische) Unternehmen, 
die der SEC unterliegen, ihre Zahlungen an die US-Regierung oder an 
ausländische Regierungen, welche zu Zwecken der Rohstoffgewin-
nung (Öl, Gas oder Mineralien) angefallen sind, jährlich offenzulegen. 
Die Zahlungen müssen nach Land (bzw. Regierung, einschließlich 
untergeordneter Regierungsebenen bis hin zur kommunalen Ebene) 
und Projekt aufgeschlüsselt werden. Der Begriff „Projekt” wird nicht 
näher definiert, um den rohstofffördernden Unternehmen eine ge-
wisse Flexibilität einzuräumen. Laut den Regeln der SEC müssen alle 
Zahlungen über 100.000 US-Dollar offengelegt werden. Die Bericht-
erstattungspflicht gilt für alle Haushaltsjahre, die nach September 
2013 enden.8 
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Die Offenlegungspflichten sind auf harsche Kritik seitens der Indust-
rie gestoßen. Beispielsweise beklagt der Industrieverband National 
Association of Manufacturers (NAM) die hohen Folgekosten und warnt 
vor Wettbewerbsnachteilen gegenüber Unternehmen, die nicht den 
strengen Offenlegungsstandards unterliegen.9 Während NGOs wie 
Enough, Global Witness und Resolve die Abschnitte 1502 und 1504 
lobten, betonten sie auch durchaus zu Recht, dass die Initiativen  
allein nicht zu guter Regierungsführung in rohstoffreichen Ländern 
führen werden. 

Besonders umstritten ist Abschnitt 1502 nicht nur aufgrund der 
hohen Implementierungskosten, sondern auch aufgrund der nicht 
intendierten Nebenwirkungen in der DR Kongo: Schon bevor die SEC 
die Umsetzungsrichtlinien festlegte, brach die Förderung von Minera-
lien in der DR Kongo zusammen, der illegale Handel von Mineralien 
nahm zu, die Arbeitslosigkeit und Armut stiegen und die Sicherheits-
lage verschlechterte sich. Am 15. November 2011 brachte das US-
Außenministerium daher zusammen mit der Entwicklungsbehörde 
USAID die öffentlich-private Initiative „Public-Private Alliance for Res-
ponsible Minerals Trade” (PPA) auf den Weg. In Kooperation mit Un-
ternehmen wie Motorola Solutions, Blackberry, Nokia, Sony oder 
auch dem deutschen Unternehmen H.C. Starck sowie NGOs wie Re-
solve soll die Umsetzung von konfliktfreien Lieferketten finanziell un-
terstützt werden. Diese ermöglichen Unternehmen den Bezug von 
Mineralien, die validiert, zertifiziert und bis zu konfliktfreien Minen 
zurückverfolgt sowie nach anerkannten Standards und Mechanismen 
überprüft sind. Ziel der Initiative ist es, einen verantwortungsvollen 
und nachhaltigen Mineralienhandel in der Region der Großen Seen  
zu fördern und die eventuellen Nachteile, die den Förderländern als 
Folge der neuen Regeln entstehen, zu mindern. In der Zwischenzeit 
haben sich über dreißig Unternehmen, Verbände, zivilgesellschaftli-
che Gruppen und andere Organisationen der PPA angeschlossen, wie 
das US-Außenministerium am 28. Februar 2013 in einer schriftlichen 
Erklärung zur Implementierung von Abschnitt 1502 des Dodd-Frank 
Act mitteilte.10 Am ersten Jahrestag ihres Bestehens gab die PPA bei-
spielsweise bekannt, nun auch das in der DR Kongo ansässige Natio-
nal Center for Support of Development and Community Participation 
(CENADEP) sowie Partnership Africa Canada (PAC) finanziell zu un-
terstützen. Die Gelder sollen dazu dienen, dass CENADEP der Zivilge-
sellschaft bei der Überwachung des Rohstoffsektors hilft, und PAC 
eine konfliktfreie Handelskette für artisanal gewonnenes Gold aus der 
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Provinz Orientale der DR Kongo aufbaut. Weitere Erfolge der PPA sind 
die Entwicklung von Governance-Strukturen, die Veranstaltung von 
Multi-Stakeholder-Treffen in Brüssel und der Kontakt zu wichtigen 
Partnern und Akteuren in der Region, um Fortschritte und Möglich-
keiten der Steigerung der Handelskettentransparenz zu diskutieren.11

Die Initiative der Europäer: Transparenz in Zahlungsströmen

Die EU-Kommission folgte Ende Oktober 2011 dem Vorbild der USA. 
Ihr Ziel war es, „ein System der länderbezogenen Berichterstattung 
einzuführen, um die Transparenz hinsichtlich der Zahlungen zu er-
höhen, welche die mineralgewinnende Industrie und die Forstwirt-
schaft weltweit an Regierungen leisten”.12 Die EU will damit den  
Bürgern rohstoffreicher Länder den Zugang zu Informationen über 
die Einnahmen ihrer Regierungen vereinfachen und die Basis dafür 
schaffen, dass diese stärker als in der Vergangenheit zum Wohle der 
Bevölkerung eingesetzt werden. Die Zahlungen sollen laut Kommis-
sionsvorschlag sowohl nach Ländern als auch nach einzelnen Projek-
ten aufgeschlüsselt werden. Nicht nur Zahlungen an die bundesstaat-
liche Ebene, sondern auch an regionale und lokale Gebietskörper- 
schaften sind mit inbegriffen.

Im Anschluss an die Annahme durch die Kommission wurde der 
Vorschlag am 26. Oktober 2011 dem Rat und dem Europäischen 
Parlament übermittelt, welche in einem Ordentlichen Gesetzge-
bungsverfahren gemeinsam über deren Umsetzung befinden. Das 
EP orientierte sich an den Vorgaben der Kommission, plädierte 
sogar noch für eine Verschärfung der Berichtspflichten. Der Rechts-
ausschuss des EP stimmte im September 2012 über seinen Stand-
punkt ab. Beschlossen wurden unter anderem eine projektbezogene 
Offenlegungsgrenze von 80.000 Euro sowie Entlastungen durch 
vereinfachte Vorschriften für kleine und mittlere Unternehmen 
(KMU). Die Regeln sollten für den Öl-, Gas-, Mineralien- und Forst-
sektor gelten.

Im Rat stießen die Kommissionsvorschläge hingegen auf starken Ge-
genwind. Die Initiative ging vielen Mitgliedstaaten zu weit, darunter 
auch Deutschland. Die deutsche Bundesregierung lehnte die projekt-
bezogene Offenlegung ab und setzte sich für einen höheren Schwel-
lenwert für die Offenlegung von Zahlungen ein (500.000 Euro).13 Sie 
kritisierte die hohen Umsetzungskosten für die Unternehmen sowie 
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die einseitige Belastung der europäischen Wirtschaft und die daraus 
resultierenden Wettbewerbsnachteile gegenüber Unternehmen, die 
den strengen Offenlegungspflichten nicht unterliegen, etwa aus 
China oder Russland. Auch die Industrie lief Sturm gegen die Initia-
tive. Businesseurope beispielsweise plädierte für eine länderbezo-
gene Berichterstattung ähnlich dem System der EITI. Unternehmen 
sollten zudem nur die Zahlungen an die Zentralregierung, nicht an 
kleinere Gebietskörperschaften offenlegen müssen. Die projektba-
sierte Offenlegung lehnte der Verband strikt ab.14

Am 9. April 2013 einigten sich Rat, Parlament und Kommission 
schließlich in informellen Verhandlungen auf einen Kompromiss. 
Dieser folgt zu großen Teilen dem Vorschlag des Rechtsausschusses 
des EP: Sowohl europäische Unternehmen als auch ausländische 
Firmen, die an einer europäischen Börse gelistet sind, müssen ihre 
Zahlungen nach Land und Projekt aufgeschlüsselt offenlegen. Die 
Offenlegungsgrenze liegt bei 100.000 Euro. Ebenfalls beschlossen 
wurden vereinfachte Regeln für KMU. Neben dem Öl-, Gas- und Mi-
neraliensektor gelten die Regeln auch für den Forstsektor. Einige 
große Rohstoffkonzerne hatten bis zuletzt darauf gepocht, von der 
Regelung ausgenommen zu werden. Am Ende blieben sie jedoch  
erfolglos. Die Vertreter der EU-Mitgliedstaaten einigten sich zudem 
darauf, in zwei Jahren (2015) zu entscheiden, ob die Regeln noch 
auf weitere Sektoren ausgeweitet werden sollen, wie beispielsweise 
die Telekommunikations- und Bauindustrie. Am 12. Juni 2013 
stimmte das Plenum des EP dem Kompromiss offiziell zu. Laut dem 
vom EP verabschiedeten Richtlinientext können die Offenlegungsre-
geln noch bis zu drei Jahre nach deren Umsetzung auf weitere Sekto-
ren und Bereiche ausgeweitet werden. Die Mitgliedstaaten müssen 
die Richtlinie nach der Verabschiedung durch den Rat innerhalb von 
zwei Jahren in nationales Recht umwandeln.15

Zur Förderung von Transparenz in Handelsströmen hat die EU-Kom-
mission nun gesonderte Schritte in die Wege geleitet. Am 5. Dezem-
ber 2012 veranstaltete sie eine Anhörung zum Thema Herkunfts-
nachweis für Konfliktmineralien. Federführend in der Erarbeitung 
einer EU-weiten Regulierung des Handels mit Konfliktmineralien ist 
die Generaldirektion Handel. Noch ist unklar, wie diese Regulierung 
genau aussehen soll. Die deutsche Wirtschaft setzte sich bei der An-
hörung dafür ein, lediglich schon bestehende freiwillige Initiativen  
zu stärken; verpflichtende Regeln nach dem Vorbild von Abschnitt 
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1502 des Dodd-Frank Act würden zu hohe Einführungs- und Folge-
kosten mit sich bringen. Als nächste Schritte plant die Kommission 
unter anderem Beratungen mit verschiedenen Stakeholdern und 
eine Abschätzung der wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen 
Folgen verpflichtender Regeln. Eine öffentliche Konsultation der GD 
Handel lief bis zum 26. Juni 2013.16

Die Initiative stößt auf noch weit größere Kritik als der Transparenz-
vorstoß für die Zahlungsströme. Der Grund hierfür liegt darin, dass 
bestehende Instrumente, die dazu dienen, die Herkunft von Minera-
lien und Metallen zu bestimmen oder auch die Lieferketten nachzu-
vollziehen, bisher nur eingeschränkt funktionieren. Die BGR hat ein 
bislang einzigartiges Verfahren, den „Coltan-Fingerabdruck” („-Ana-
lytical Fingerprint-”, AFP) entwickelt, mit dem die Herkunft von Col-
tan bestimmt werden kann. Dabei werden Coltan-Proben mit Hilfe 
einer elektronenmikroskopischen Analyse mit einer geologischen  
Coltan-Datenbank abgeglichen, um so das jeweilige Liefergebiet zu 
ermitteln. Ein gravierendes Problem besteht allerdings darin, dass 
bisher nur etwa ein Drittel der vorhandenen Minen erfasst sind. Noch 
ist der Zugang zu den Minen in den Konfliktregionen der DR Kongo 
stark eingeschränkt. Überdies verhindern es Kapazitätsengpässe,  
das Verfahren der BGR in größerem Umfang anzuwenden, so dass 
bislang nur Stichproben durchgeführt werden können.17 Hinzu kommt, 
dass ein Herkunftsnachweis unmöglich wird, sobald das Metall erst 
einmal bearbeitet wurde. Denn bei der chemischen Aufbereitung und 
der Verhüttung gehen die petrologischen Informationen der Lager-
stättenbildung weitestgehend verloren. Schließlich besteht weiterer 
Forschungsbedarf bei der Bestimmung der Herkunftssignatur anderer 
Metalle wie Wolfram und Zinn.

Ein weiteres Instrument zur Herkunftsbestimmung und Nachvollzie-
hung von Lieferketten sind Zertifizierungssysteme wie beispielweise 
zertifizierte Handelsketten („-Certified Trading Chains-”, CTC) zwi-
schen Produzenten und industriellen Abnehmern, die „ITRI Tin Sup-
ply Chain Initiative”« (iTSCi), ein Pilotprojekt des internationalen 
Zinnverbands zur Bestimmung des Ursprungs von in der DR Kongo 
abgebautem Zinn und Tantal, oder auch das „-Conflict Free Smelter 
Program-” (konfliktfreie Hüttenwerke) der Electronic Industry Citi-
zenship Coalition (EICC) und der Global e-Sustainability Initiative 
(GeSI). Verlässliche Zertifikate würden es Unternehmen erlauben, 
den konfliktfreien Ursprung sowie die Lieferketten der betroffenen 

22



Mineralien bei ihren Zulieferern nachzuprüfen und systematisch zu 
bewerten. 2010 einigte sich die Internationale Konferenz der Region 
der Großen Seen (ICGLR) auf die Entwicklung eines regionalen Zerti-
fizierungsrahmens, der sich zurzeit in der Umsetzung befindet. Wäh-
rend diese Initiativen zu begrüßen sind, stellt sich bislang noch die 
Frage nach ihrer Glaubwürdigkeit, gerade in Ländern mit einge-
schränkter Staatlichkeit wie in der DR Kongo. Kritisiert wird zudem, 
dass Zertifizierungssysteme viel Spielraum für Korruption bieten kön-
nen und die Validierung durch staatliche Stellen vor Ort nur einge-
schränkt verlässlich ist.

Ein Schritt in die richtige Richtung, aber der Weg bleibt lang

Transparenz ist wichtig, um Regierungen zu mehr Rechenschaft ge-
genüber ihren Bürgern zu veranlassen, Korruption einzudämmen 
und die Steuereinnahmen zu steigern. So versetzt Transparenz in 
den Zahlungsflüssen Steuerbehörden in die Lage, Steuervermei-
dungspraktiken eher aufzudecken und dadurch Steuermehreinnah-
men zu erzielen. Transparenz in den Handelsströmen dämmt den 
Schmuggel ein und trocknet so eine zentrale Finanzierungsquelle 
von Rebellen in Konfliktregionen ein. Mehr Transparenz würde auch 
den Unternehmen zugutekommen: Sie würde stabilere Investitions-
bedingungen schaffen und es Unternehmen ermöglichen, das Risiko 
in den Abbaugebieten besser einzuschätzen.18

Die US-amerikanischen und europäischen Transparenzinitiativen 
sind daher ein Schritt in die richtige Richtung. Besonders hervorzu-
heben ist, dass sowohl Abschnitt 1504 als auch der EU-Richtlinien-
vorschlag eine genaue Aufschlüsselung der Zahlungen an ausländi-
sche Regierungen nach Projekten und Ländern verlangen. So kann 
die Zivilgesellschaft in Zukunft leichter nachvollziehen, an welche 
Länder für welche Projekte Gelder fließen, und auf dieser Basis Re-
chenschaft ihrer Regierungen sowie entsprechende Investitionen in 
Bildung, Gesundheit und Infrastruktur einfordern. Dass die EU-Initi-
ative dabei nicht nur Gelder an die bundesstaatliche Ebene, son-
dern auch an lokale Gebietskörperschaften umfasst, ist in zweierlei 
Hinsicht lobenswert: Zum einen wird die Bundesregierung befähigt, 
sich einen Überblick über Zahlungen zu verschaffen, für deren Er-
hebung und Kontrolle ihr oftmals die notwendigen Kapazitäten feh-
len. Gerade in sehr dezentralisierten Ländern fehlen ihr häufig der 
Überblick und die Kontrolle über Rohstoffzahlungen an lokale Ge-
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bietskörperschaften, in deren Verwaltungshoheit das Rohstoffma-
nagement liegt. Zum anderen wird so die Zivilgesellschaft vor Ort 
befähigt, stärker Druck auf die lokale Regierung und Unternehmen 
auszuüben.

Wer sich jedoch durch die Initiativen eine schnelle Lösung der Prob-
leme rohstoffreicher Länder erhofft, könnte enttäuscht werden. 
Transparenz allein vermag den Rohstofffluch sicherlich nicht in einen 
Segen zu verwandeln. So gibt es zum einen erheblichen Nachbesse-
rungsbedarf, was die Offenlegungspflichten anbelangt. Konkret be-
deutet dies beispielsweise, dass Abschnitt 1504 nicht nur Zahlungen 
an staatliche Stellen auf nationaler, sondern auch subnationaler 
Ebene abdecken sollte, wie es die EU-Initiative tut. Wünschenswert 
wäre auch, Abschnitt 1504 auf große, nicht börsennotierte Unter-
nehmen auszudehnen, da durch den derzeitigen Zuschnitt der Of-
fenlegungspflicht die großen mineralfördernden und global agieren-
den Unternehmen nicht betroffen sind. 

Zum anderen verpflichten weder Abschnitt 1504 noch die EU-Trans-
parenzinitiative Unternehmen, länder- und projektbezogene Informa-
tionen auch über Produktionsumfang, den Absatz und ihre Gewinne 
zu veröffentlichen. Dies sind jedoch wichtige Informationen für eine 
angemessene Besteuerung. Um gegen Korruption vorgehen zu kön-
nen, bedarf es neben der Veröffentlichung von Zahlungen der Unter-
nehmen überdies Informationen der Regierung über die erhaltenen 
Zahlungen. Denn erst der Abgleich von geflossenen und empfange-
nen Zahlungen schafft die notwendige Transparenz. Hinzu kommt, 
dass mit Abschnitt 1504 und dem EU-Richtlinienvorschlag zwar zwei 
große Rechtsräume abgedeckt werden, viele international tätige Un-
ternehmen jedoch weiterhin nicht von den strengen Offenlegungs-
pflichten betroffen sein werden.

Schließlich wird ein Mehr an Informationen die Zivilgesellschaft nicht 
automatisch befähigen, diese auch nutzen zu können, um bei ihren 
Regierungen mehr Rechenschaft einzufordern. Auf die Entwicklungs-
zusammenarbeit kommen somit wichtige Aufgaben zu: Daten müs-
sen benutzerfreundlich aufbereitet, interpretiert und kontextualisiert 
sowie der Zivilgesellschaft (auch auf lokaler Ebene) zur Verfügung 
gestellt werden. Regierungen rohstoffreicher Länder, welche die 
neuen Offenlegungspflichten dazu nutzen wollen, die in ihrem Land 
tätigen Unternehmen einer weitreichenden projektbezogenen Melde-
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pflicht zu unterwerfen (auch was Förderdaten und Gewinne betrifft), 
sollten im Aufbau solcher elektronischer Systeme unterstützt wer-
den. Zudem muss die Zivilgesellschaft (wie auch unter der EITI) in 
ihren Bemühungen unterstützt werden, ihren Interessen in den poli
tischen Entscheidungsprozessen besser Gehör zu verschaffen. Nur  
so werden die neuen Offenlegungspflichten auch einen positiven  
Effekt auf die Entwicklung der rohstoffreichen Länder haben.
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Deutsche Wirtschaft profitiert langfristig 
von stärkerer Transparenz und mehr 
Verantwortung in Afrikas Rohstoffsektor

Andreas Wenzel

Wahrnehmung und ökonomische Bewertung des afrikanischen Konti-
nents1 haben im Verlauf der letzten Jahre eine erhebliche Aufwertung 
erfahren. Einer der Hauptgründe hierfür ist der auch auf Rohstoffen 
basierende Wirtschaftsboom in vielen Ländern, der dauerhafte Pros-
perität verspricht. Damit der Rohstoffreichtum und das damit ein-
hergehende Wirtschaftswachstum aber auch zu einer nachhaltigen 
Verringerung der Armut führen, sind Transparenz, Einhaltung der 
Menschenrechte und ein verstärkter Kampf gegen Korruption auf 
Basis effizienter Institutionen erforderlich. Diese essentials legen 
den Grundstein dafür, dass die Einnahmen aus den Rohstoffen zum 
Aufbau einer diversifizierten Wirtschaftsstruktur verwendet und 
damit für nachhaltige Entwicklungsprozesse in Wert gesetzt werden 
können.

Industrie- und Schwellenländern, die mit Afrika wirtschaftliche Be-
ziehungen unterhalten, kommt bei diesen Herausforderungen eine 
besondere Rolle zu. Wegen ihrer Nachfrage nach Rohstoffen und 
ihres technologischen Vorsprungs tragen diese Länder eine doppelte 
Verantwortung dafür, dass es Subsahara-Afrika endlich gelingen 
kann, aus der Armutsfalle des Ressourcenfluchs zu entkommen und 
Einnahmen aus Rohstoffgeschäften dauerhaft entwicklungsfördernd 
zu investieren. Andernfalls verharrt Afrika weiterhin in der Rolle des 
Lieferanten unverarbeiteter Rohstoffe, der in einem hochvolatilen 
globalen Markt ohne jegliche Marktmacht den internationalen Nach-
fragebedingungen ausgeliefert ist und erneut von positiven terms of 
trade nicht zu profitieren vermag. 

Beitrag der deutschen Wirtschaft

Deutschland, das kaum über eigene Rohstoffe verfügt und deshalb 
zu nahezu 100 Prozent auf Importe insbesondere so genannter kriti-
scher Rohstoffe angewiesen ist, aber über Hochtechnologie und ex-



zellentes Know-how verfügt, kann in diesem Zusammenhang ein 
wichtiger Akteur auf dem afrikanischen Kontinent werden. Dazu be-
darf es der Partnerschaft mit afrikanischer Wirtschaft und Politik. 
Schon jetzt ist die deutsche Wirtschaft Vorreiter verantwortungsbe-
wusster Geschäftspraktiken und vielerorts ein hochangesehener 
Partner auf dem afrikanischen Kontinent. Die deutsche Wirtschaft 
orientiert sich immer stärker - in jüngster Zeit vorangetrieben durch 
maßgebliche Industriekonzerne des Landes - an wesentlichen Pfei-
lern geschäftlicher Praktiken, die für die nachhaltige Entwicklung 
des Kontinents maßgebliche Bedeutung haben: die Einhaltung der 
Menschenrechte sowie die Gewährleistung und Durchsetzung sozia-
ler und Umweltstandards, Compliance, an lokalen Partnern orien-
tierte Geschäftsmodelle lokaler Partnerschaften, Nachhaltigkeit, 
Transfer von Technologie und Bildung / Ausbildung. Mehr noch als 
andere Wirtschaftspartner Afrikas braucht die deutsche Wirtschaft 
daher verlässliche Rahmenbedingungen, die für alle Partner glei-
chermaßen gelten. Sie agiert aber auch als change maker und ist 
Vorreiter für verantwortungsbewusste Geschäftspraktiken auch in 
der Rohstoffindustrie sowie deren vor- und nachgelagerten Bereiche. 

Das Interesse der deutschen Wirtschaft an Subsahara-Afrika gilt 
dem Bezug von kritischen Rohstoffen aus unbedenklichen Quellen 
unter Vermeidung von Reputationsrisiken für eigene industrielle 
Prozesse sowie dem Transfer von Technologie und Know-how. Mit 
steigender technologischer Reife des Kontinents werden aber mehr 
und mehr auch industrielle Direktinvestitionen eine Rolle spielen - 
wie dies in Asien der Fall war.

Das Engagement der deutschen Wirtschaft jenseits des Handels steht 
in vielen afrikanischen Ländern jedoch erst am Anfang. Werden die 
Einnahmen aus künftigen Rohstoffgeschäften für den Aufbau lokaler 
afrikanischer Industrien zur Generierung höherer Wertschöpfung ver-
wendet und damit die Nachfrage nach Technologie und Know-how er-
höht, so stehen wir am Anfang eines langen deutsch-afrikanischen 
Wirtschaftsbooms. Vor diesem Hintergrund kann sich der globale Res-
sourcenhunger gekoppelt mit einer nachhaltigen Rohstoffpolitik, guter 
Regierungsführung und der Einhaltung des Umweltschutzes sowie der 
Menschenrechte tatsächlich zum dauerhaften Wachstumsmotor für 
Afrika entwickeln und langfristig sehr gute Chancen für die deutsche 
Wirtschaft bieten. Die deutsche Wirtschaft ist hierbei für Afrika ein 
wichtiger Partner, dessen Bedeutung in Zukunft noch steigen wird. 
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Deutsche Unternehmen sind mehr als andere bereit, neben der Lie-
ferung von Technologie auch Transferleistungen zu erbringen und in 
lokale Partnerschaften zu investieren.

Alle Wirtschaftspartner Afrikas stehen in der Verantwortung, eine  
sichere Rohstoffversorgung sowie den Transfer von Technologie und 
Know-how in Einklang mit der Bekämpfung schlechter Governance 
und Korruption in rohstoffreichen Ländern zu bringen. Ausgangs-
punkt dafür sind transparente und nachvollziehbare Rahmenbedin-
gungen für alle Partner zu gleichen Bedingungen.

Afrikanische Verantwortung

Hierfür ist es auch an der Zeit, dass der afrikanische Kontinent den 
Nachweis erbringt, dass er politisch, wirtschaftlich und gesellschaft-
lich willens und in der Lage ist, den klassischen Ressourcenfluch – 
reich an Rohstoffen und gerade deswegen arm – zu brechen. Afrika 
muss zeigen, dass die Zeitschrift The Economist Recht hat: This time 
is different! Hierzu bedarf es dringend eines noch größeren politi-
schen Willens, faire und transparente Rahmenbedingungen zu schaf-
fen, institutionell zu verankern und von allen Wirtschaftspartnern 
einzufordern. Zudem ist es nicht weniger wichtig, internationale Part-
ner auf den Aufbau lokaler Kapazitäten zu verpflichten und in lokale 
Wertschöpfung im vor- und nachgelagerten Bereich zu investieren 
bzw. Investitionen durch entsprechende politische Weichenstellungen 
wie auch Kapital zu unterstützen. Diese komplizierten Prozesse sind 
für unternehmerisches Engagement von deutscher Seite oftmals 
schwer zu kalkulieren und noch schwerer zu beeinflussen. Aus die-
sem Grund muss die deutsche Wirtschaft in gemeinsamer Anstren-
gung mit der Bundesregierung noch stärker als bisher ihren Teil zur 
Schaffung passender Rahmenbedingungen beitragen.

Partnerschaft mit Politik

Für die deutsche Wirtschaft ist deshalb die Partnerschaft mit der 
deutschen Politik, die ein originäres Interesse an Sicherheit und Sta-
bilität auf unserem Nachbarkontinent sowie dessen Entwicklung auf 
Basis der auf globaler Ebene vereinbarten Entwicklungsagenda hat, 
unerlässlich. Nur auf politischer Ebene können im Dialog mit den afri-
kanischen Partnern die Grundlagen für die notwendigen Rahmenbe-
dingungen geschaffen werden. Je stärker sich die deutsche Wirt-
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schaft in Afrika engagiert und je größer das Interesse ist, welches die 
deutsche Politik dem Kontinent entgegenbringt, desto stärker ist un-
sere Verhandlungsposition gegenüber unseren afrikanischen Partnern 
und anderen internationalen Akteuren wie bspw. den großen Schwel-
lenländern sowie unsere Chancen, das oben beschriebene Szenario 
zum Wohle der Afrikanerinnen und Afrikaner und auch in unserem ei-
genem Interesse umzusetzen. 

Die große Chance für die deutsche Wirtschaft liegt darin, Pakete zu 
schnüren, welche die verschiedenen Aspekte des Bezugs von Roh-
stoffen, der Schaffung lokaler Wertschöpfung inkl. des Transfers 
von Technologie und Direktinvestitionen sowie der Erhöhung der lo-
kalen Kapazität durch Bildung und Ausbildung mit der Etablierung 
und Einforderung von Standards verbinden. Mit diesem Ansatz kann 
die deutsche Wirtschaft gemeinsam mit einer kohärenten Außen-, 
Wirtschafts- und Entwicklungspolitik der Bundesregierung unseren 
afrikanischen Partnern sehr attraktive Lösungen anbieten. 

Ein solcher Ansatz steht nicht zwangsläufig im Gegensatz zu dem 
starken Engagement Chinas und anderer BRICS-Partner im Rohstoff-
bereich vieler afrikanischer Länder. Das chinesische Engagement ist 
natürlich kritisch und differenziert zu betrachten, schafft zum Teil 
aber erst die infrastrukturellen, technologischen und finanziellen 
Grundvoraussetzungen für die Anhebung des afrikanischen Rohstoff-
sektors auf ein höheres Niveau. Dieses höhere Niveau an technologi-
scher Expertise ist zwingend notwendig für ein stärkeres Engage-
ment der deutschen Wirtschaft. Eine Vielzahl afrikanischer Länder 
versteht es zudem durchaus, zwischen dem Angebot Deutschlands 
und den Vorzügen der Zusammenarbeit mit den großen Schwellen-
ländern zu differenzieren und entsprechende Entscheidungen zu tref-
fen bzw. abzuwägen, in welchen Bereichen und in welchem Stadium 
sie mit welchen Partnern zusammenarbeiten. Mit weiter steigenden 
Einnahmen, wachsender politischer Partizipation und demokratischer 
Kultur sowie dem Bewusstsein für nachhaltiges Wachstum wird das 
Pendel künftig deutlich stärker in Richtung deutsche Industrie aus-
schwingen. Deutschland kann durch ein noch stärkeres politisches 
und wirtschaftliches Engagement hierzu entscheidende Unterstüt-
zung leisten.

30



Rohstoffpartnerschaften mit afrikanischen Ländern

Eine wichtige Voraussetzung in Deutschland ist die politische Kohä-
renz der Bundesregierung auf der einen und die vollumfängliche Zu-
sammenarbeit von Politik und Wirtschaft auf der anderen Seite. Aber 
auch die deutsche Wirtschaft muss stärker als bisher mit einer 
Stimme sprechen und ihrerseits Kohärenz aufgrund der gemeinsam 
definierten Ziele vorleben. Eine weitere Voraussetzung bezieht sich 
gänzlich auf die deutschen Unternehmen: Sie müssen sich mehr 
trauen und stärker als bis dato bereit sein, sich investierend zu enga-
gieren und Risiken zu tragen! Der Hinweis, dass dies nicht der Fall 
sei, ist ein wesentlicher Kritikpunkt afrikanischer Partner an deut-
schem Engagement. Hier müssen wir in Deutschland noch stärker als 
bisher die Kräfte bündeln und für eine andere Risikowahrnehmung 
Afrikas Werbung machen sowie die Unternehmen aktiv dabei unter-
stützen, Risiken richtig zu bewerten und mit ihnen umzugehen.

Der Erfolg deutsch-afrikanischer Partnerschaften im Rohstoffbereich 
kann eingeleitet werden durch die auf afrikanische Erfordernisse an-
gepassten, klassischen Rohstoffpartnerschaften, wie sie mit Chile, 
Kasachstan und der Mongolei bestehen. Solchermaßen im konstrukti-
ven Dialog mit den Partnern modifizierte Rohstoffpartnerschaften 
müssen den Fokus legen auf: Transparenz, Governance, Technologie-
transfer, Bildung / Ausbildung. Diese Schwerpunkte in Verbindung 
mit einer konsequenten Ausrichtung auf lokale Wertschöpfung und 
damit einhergehender vor- und nachgelagerter Industrialisierung auf 
Grundlage des Bergbaus würden Deutschland und seine Industrie 
dauerhaft als fairen und verlässlichen Partner Afrikas etablieren. Mit 
ausgewählten afrikanischen Ländern, die willens und in der Lage 
sind, zu diesen Bedingungen zusammen zu arbeiten, wäre der An-
fang einer deutschen Rohstoff- und Technologiepartnerschaft mit 
dem Kontinent gemacht. Dieses Engagement muss Direktinvestitio-
nen in die lokale Wertschöpfung auf dem Kontinent beinhalten - ver-
bunden mit der Stärkung lokaler Kompetenzen in Form von Aus- und 
Weiterbildung sowie dem Transfer von Know-how. Mit den vereinten 
Kräften der deutschen Wirtschaft und der kohärenten Zusammenar-
beit der Ressorts der Bundesregierung und deren nachgelagerten Or-
ganisationen kann diese Herausforderung gelingen. Dies würde das 
moderne Afrika als gleichberechtigten Partner stärken und unsere 
Verhandlungsposition deutlich verbessern. Mit China in Afrika kon-
kurrieren können und wollen wir nicht. Es liegt an der deutschen 
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Wirtschaft und der deutschen Politik, das eigene Angebot an Afrika 
klar zu formulieren, in Afrika zu platzieren und sich verstärkt zu en-
gagieren. 

1|	 Der Artikel bezieht sich auf die 49 Länder Afrikas, die als Subsahara-Afrika 
bezeichnet werden, wenn auch Subsahara-Afrika nicht durchgängig als 
solches explizit benannt wird. 
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Rohstoffinvestitionen und  
Rohstoffsicherung

Lutz Hartmann

Deutschland scheint eine große Faszination für Rohstoffe zu hegen. 
Tatsächlich vergeht kaum ein Tag, ohne dass in einer deutschen Zei-
tung ausführlich über Rohstoffe berichtet wird. Bei diesen Berichten 
geht es meist um Rohstoffsicherheit, Rohstoffgewinnung und nicht 
selten um die Frage, ob und wie Rohstoffe verantwortungsvoll ge-
wonnen werden können.

Deutschland hat einen enormen Bedarf an Rohstoffen gerade für die 
Industriebereiche, in denen es Weltmarktführer ist, insbesondere die 
Auto- und Elektroindustrie. Aber es bestehen nur wenige eigene Zu-
gänge zu Rohstoffen. Es ist tatsächlich sehr unwahrscheinlich, dass 
nochmals umfangreiche Rohstoffvorkommen in Deutschland zu wirt-
schaftlich und ökologisch akzeptablen Bedingungen gehoben werden 
können. Deutschland muss daher ins Ausland schauen und wird wei-
ter auf Lieferungen aus anderen Staaten angewiesen sein. Regelmä-
ßig wird jedoch hierzulande die Frage nach der Sicherheit dieser Lie-
ferungen gestellt, da China oder andere Staaten, die vermeintlich 
aggressiver bei der Sicherung der Zugänge vorgehen, den europäi-
schen Abnehmern den Weg bereits versperrt haben könnten. 

Dabei kommt es weniger darauf an, ob andere Staaten schneller als 
Deutschland sind, sondern auf die Frage, zu welchem Zeitpunkt die 
deutsche Industrie bereit ist, in Rohstoffe zu investieren. Hier muss 
leider festgestellt werden, dass dies meist sehr spät geschieht und 
die deutsche verarbeitende Industrie eher auf langfristige Lieferver-
träge baut als auf frühe Investitionen in Explorationsprojekte. Auf 
Dauer ist dies ein gefährliches und wohl auch teureres Unterfangen. 
Zwar stehen frühe Explorationsinvestitionen am Anfang eines sehr 
langwierigen Wirtschaftsprojekts, die Wertsteigerungen in dieser 
Phase sind jedoch entsprechend hoch. Neben den rein finanziellen 
Vorteilen muss aber auch die Sicherheit, direkten Zugang zu den 
Rohstoffen zu erlangen, positiv in die Bewertung einfließen. Ein 
Hauptaugenmerk bei der Definition und Umsetzung einer deutschen 
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oder europäischen Rohstoffstrategie sollte daher darauf liegen, In-
vestitionen bereits in der frühen Entwicklungsphase zu tätigen.

Von großer Bedeutung ist die Frage, wie der Rohstoffabbau auf nati-
onaler Ebene wirtschaftspolitisch gehandhabt wird. Die sehr unter-
schiedlichen Herangehensweisen der Rohstoff-Länder lassen sich in 
drei Kategorien fassen: die obligatorische Beteiligung eines lokalen 
Partners, die obligatorische Beteiligung des Staates und die Beteili-
gung des Staates über Steuern und Abgaben. In den meisten Fällen 
werden die ersten beiden Wege mit Steuern und Abgaben kombi-
niert.

Sowohl die obligatorische Beteiligung lokaler Partner als auch die 
Beteiligung des Staates lassen sich zwar erfolgreich implementieren, 
bergen aber auch die Gefahr des Scheiterns in sich. In Ländern wie 
Ägypten, Tunesien und auch China wurde in vielen Fällen beobach-
tet, dass die verpflichtende Beteiligung lokaler Partner Vetternwirt-
schaft favorisiert und freies Unternehmertum blockiert. Nicht zufällig 
haben Herrscherfamilien in einigen dieser Länder erhebliche Beteili-
gungsimperien u.a. an Telefongesellschaften, Minen, Versorgungsun-
ternehmen etc. angesammelt. Die Auswahl des Partners ist unabhän-
gig von der fachlichen Kompetenz stets eine Herausforderung.

Unabhängig von einer politischen Bewertung von staatlichem Unter-
nehmertum erscheint auch die obligatorische Staatsbeteiligung an 
Minenunternehmen keine überzeugende Lösung zu sein. Insbeson-
dere kollidierende Interessen bezüglich der Kontrolle der Minenun-
ternehmen (etwa im Bereich Arbeitssicherheit, Umwelt, Steuern) 
sprechen gegen diesen Lösungsweg. Tatsächlich erscheint eine di-
rekte und offene Besteuerung der Produktion die überzeugendste 
Lösung zu sein. Sie ist transparent - was letztlich auch einer besse-
ren Absicherung der staatlichen Einnahmeseite dienen dürfte. Hier-
für müsste es eine verpflichtende Ausfuhrkontrolle geben, was je-
doch bei den meisten Rohstoffen wenig  problematisch sein dürfte. 

Schließlich ist das Thema der fairen Rohstoffgewinnung immer im 
Fokus deutscher Beobachtung. Es ist richtig, dass die Rohstoffgewin-
nung erheblich in das Leben der lokalen Bevölkerung eingreift und 
im wahrsten Sinne des Wortes  die Schätze eines Landes gehoben 
werden. Daher ist die Frage nach einer fairen Verteilung der Einnah-
men durchaus zentral. Noch scheint in vielen Fällen nicht die richtige 



Balance zwischen den Interessen der ausländischen Investoren und 
der einheimischen Bevölkerung gefunden worden zu sein. Eine rein 
finanzielle Lösung wird hier nicht ausreichend sein. Jedes Minenvor-
haben wird im unmittelbaren Umfeld durch die Schaffung einer loka-
len Wirtschaft und Infrastruktur Akzeptanz gewinnen müssen. Hier 
könnte insbesondere eine bessere Zusammenarbeit zwischen euro-
päischen Investoren und europäischer Entwicklungszusammenarbeit 
allen Parteien zugutekommen.
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Deutsche Rohstoffpartnerschaften  
für Afrika

Sebastian Paust

Afrika hat in den letzten Jahren zu den wachstumsstärksten Regio-
nen weltweit gehört. Dies hat Afrikas Wirtschaftsprognosen grund-
legend verbessert. Aus dem „Krisenkontinent” wurde ein „Chancen-
kontinent”. Forscht man nach der Ursache hierfür, stellt man schnell 
fest: Afrikas Wirtschaftswachstum ist nur zum kleinsten Teil dem 
Aufbau neuer produzierender oder dienstleistender Unternehmen 
geschuldet, sondern ganz überwiegend auf den Boom afrikanischer 
Rohstoffe zurückzuführen. Beispielhaft hierfür sind rohstoffreiche 
Länder wie Ghana, Tansania, Kenia, Nigeria, Angola oder die DR 
Kongo. Angefeuert wurde dieser Boom vor allem durch die rasante 
Industrialisierung und den Rohstoffhunger aufstrebender Wirt-
schaftsmächte wie China, Indien oder Brasilien und die damit ein-
hergehenden rasanten Preissteigerungen auf den internationalen 
Rohstoffmärkten.

Allgemein anerkannt ist, dass der Rohstoffsektor auch in Entwick-
lungsländern grundsätzlich einen erheblichen positiven Beitrag zu 
einer breiten Wohlstandsmehrung und nachhaltigen Armutsbekämp-
fung leisten kann. Voraussetzung ist aber, dass die Rohstoffvorkom-
men und die Nutzung natürlicher Ressourcen gezielt in Armutsmin-
derung und soziale Entwicklung, Verbesserung der Basis staatlicher 
Einnahmen und in breitenwirksames Wachstum durch lokale Wert-
schöpfung verwandelt werden. Hierzu sind einerseits Investitionen 
des Privatsektors und eine auf nachhaltiges Wachstum ausgelegte 
Wirtschaftspolitik notwendig. Andererseits muss aber auch die ge-
samte staatliche Rohstoff-Entscheidungskette von Regierung und 
Verwaltung intakt sein. Diese reicht vom Vorhandensein und der An-
wendung geologischer Kenntnisse über ein transparentes Konzessi-
onsmanagement und ein effizientes öffentliches Steuer- und Finanz-
wesen bis hin zur Umsetzung gemeinwohl-orientierter öffentlicher 
Investitionen im Rahmen einer entwicklungsorientierten Regierungs-
politik. Wissenschaftliche Untersuchungen und weltweite Praxiser-
fahrungen zeigen: Gute Regierungs- und Verwaltungsführung sowie 



eine Fiskal-, Finanz- und Wirtschaftspolitik, die bekannte Risiken be-
rücksichtigt, sind der Schlüssel zur Nutzung von extraktiven Roh-
stoffen für nachhaltige Entwicklung. Die Existenz eines national ver-
lässlichen, international akzeptierten Regelwerkes erhöht die 
Attraktivität für Investoren, die sich über Jahrzehnte binden.

Die Realität in Afrika ist allerdings oft desillusionierend. Abgesehen 
von sehr wenigen Positivbeispielen wie Botsuana verwenden die 
meisten rohstoffreichen Länder Afrikas ihre Ressourcen bislang 
immer noch nicht angemessen zum Nutzen der eigenen Bevölkerung 
und einer nachhaltigen Entwicklung. Insbesondere die vielerorts in 
Afrika zu beklagende Schlechte Regierungsführung, gepaart mit 
wirtschaftspolitischen Fehlentscheidungen, hat darüber hinaus Ent-
wicklungshemmnisse in Form von Korruption und mangelnder Ver-
teilungsgerechtigkeit sowie Umweltzerstörung begünstigt. Damit hat 
gerade in Afrikas ärmsten Ländern die Bewirtschaftung von Rohstof-
fen oft zu einem Fluch geführt: Die Wirtschaftsleistung sinkt auf 
lange Sicht, Rentenwirtschaft und Korruption hebeln Rechtsstaat 
und demokratische Kontrolle aus, fördern den Zerfall der staatlichen 
Ordnung, verschärfen oder verlängern teilweise sogar gewaltsame 
Konflikte.
 
Probleme ergeben sich daraus auch für die internationale Rohstoff-
wirtschaft einschließlich eines Industrielandes wie Deutschland und 
seiner stark rohstoffabhängigen Wirtschaft. Denn der Wettbewerb 
um den Zugang zu Rohstoffen nimmt zwischen Industrie- und 
Schwellenländern stetig zu. Staatliche und wirtschaftliche Akteure 
wenden dabei unterschiedlichste Strategien an, um die eigenen In-
dustriestandorte zu begünstigen und Zugänge zu Ressourcen zu er-
reichen. Hierzu können auch Exportrestriktionen, die Koppelung von 
Entwicklungshilfe an Rohstoffzugang sowie andere nicht selten wett-
bewerbsverzerrende Maßnahmen oder sogar Korruption gehören. 
Daher sind weltweit gültige Regulierungsmechanismen zur Vermei-
dung solcher Verzerrungen und zur Herstellung fairer, verlässlicher 
Rahmenbedingungen für die Rohstoffförderung unerlässlich. Die 
Bundesregierung hat dies klar erkannt und unterstützt im Rahmen 
ihrer 2010 vorgestellten Rohstoffstrategie die deutsche Wirtschaft 
bei der Rohstoffsicherung flankierend mit entsprechenden Politiken 
auf nationaler und internationaler Ebene. So hat das Bundesministe-
rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung BMZ die 
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Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit GIZ und 
die Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe BGR in den 
letzten Jahren zunehmend insbesondere auch in afrikanischen Staa-
ten wie Burundi, der DR Kongo, Liberia, Mosambik, Namibia, Ruanda, 
Sierra Leone und Tansania damit beauftragt, die Verbesserung dorti-
ger rohstoffwirtschaftlicher Rahmenbedingungen zu unterstützen.

Maßnahmen der GIZ und der BGR greifen dabei in sämtlichen Stufen 
– von der Erkundung und Rohstoffgewinnung über den Handel bis zur 
Weiterverarbeitung und der Wiedergewinnung von Sekundärrohstof-
fen. Die GIZ mit ihrer profunden Expertise und jahrzehntelangen Er-
fahrung bei der Förderung von Guter Regierungsführung im Allgemei-
nen kümmert sich um die Verbesserung der staatlichen Eigenfinanz- 
ierung durch eine Reform des generellen Steuersystems. Hierzu zählt 
auch die Förderung von dessen konsequenter Anwendung durch die 
Erhöhung von Transparenz und Verlässlichkeit der Steuererhebung 
sowie durch die Stärkung der externen Finanzkontrolle (Rechnungs-
hof, Parlament, Zivilgesellschaft). Hinzu kommt ein ganzer Strauß von 
Aktivitäten zur Gestaltung förderlicher Rahmenbedingungen in der je-
weiligen nationalen Rohstoffwirtschaft durch:

1.	� die wirtschafts- und fiskalpolitische Beratung im Rohstoffsek-
tor zur Förderung von Investitions- und Wettbewerbspolitik, 
zur Formulierung breitenwirksamer Wachstumsstrategien 
sowie zur Sicherung makroökonomischer Stabilität; 

2.	� die Beratung zur Formulierung einer integrierten Industrie- 
und Strukturpolitik zur Steigerung der Wertschöpfung im Land 
und einer wirtschaftlichen Diversifizierung sowie Beratung bei 
der Erarbeitung einer rohstoffbezogenen Handelspolitik;

3.	� die juristische Beratung bei Vertragsverhandlungen und der 
Ausgestaltung eines Rechtsrahmens für den Rohstoffsektor;

4.	� die Mithilfe beim Aufbau eines Konzessionierungs-Systems, 
das die transparente Vergabe von Erschließungs- und Abbau-
rechten regelt;

5.	� die Zentralbankberatung zu Devisenschwankungen oder zu 
Asset und Risk Management sowie Beratung zum Aufbau von 
Finanzmärkten für die Reinvestition von Rohstofferträgen in 
eine langfristige Entwicklung;

6.	� die Beratung zu lokaler und regionaler Wirtschaftsentwick-
lung, insbesondere in Rohstoffabbaugebieten, zur Stärkung 

39



lokaler und regionaler der Rohstoffextraktion vor- und nach-
gelagerter Wertschöpfungsketten einschließlich der relevanten 
Zulieferindustrien;

7.	� die Beratung bei Einrichtung und Management von Fonds für 
Rohstoffeinnahmen;

8.	� die Definition und Verabschiedung rohstoffbezogener Umwelt-
rechtsrahmen, die von der Erkundung bis zur Schließung der 
Standorte den Umweltschutz sicherstellen;

9.	� die Förderung von Kooperationen mit der Wirtschaft wie etwa 
des Engagements der deutschen Wirtschaft entlang der Wert-
schöpfungsketten im Partnerland.

Grundlegend für die Umsetzung und Einhaltung einzelner Maßnah-
men ist der Aufbau von Planungs-, Fach- und Aufsichtsbehörden im 
Bergbausektor. Dazu gehören zum Beispiel Ministerien, geologische 
Dienste und Berg- sowie Umweltbehörden. Die Ausbildung von Fach-
personal in der Bergaufsicht sowie der Aufbau von nationalen Katas-
tern und Rohstoffdatenbanken sind Aufgaben, die von der Bundes-
anstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR) im Rahmen der 
Internationalen Zusammenarbeit unterstützt werden.

Konkrete Projektbeispiele aus dem afrikanischen Portfolio der GIZ 
sind in der DR Kongo die Stärkung der Guten Regierungsführung 
und nachhaltigen Nutzung mineralischer Rohstoffe und in Ghana ein 
Private-Public-Partnership-Ansatz mit der SAP AG zur Transparenz-
steigerung im Steuersystem mit dem Ziel erhöhter staatlicher Roh-
stoffeinnahmen, ergänzt durch einen Steuerrechtsberater im Fi-
nanzministerium. 

Den breitesten Ansatz fährt die GIZ im Bundesauftrag allerdings bis-
lang nur außerhalb Afrikas in Kasachstan, Chile und vor allem der 
Mongolei in der Form einer integrierten Rohstoffpartnerschaft. Deren 
Ziel ist in der Mongolei die ganzheitliche Förderung des Rohstoffsek-
tors sowie die Einbettung der Politiken im Sektor in eine wirtschafts-
politische Gesamtentwicklungsstrategie. Die Unterstützungsleistun-
gen umfassen fast vollständig den oben unter 1 bis 9 dargelegten 
Aktionskatalog sowie das Thema Gute Regierungsführung, insbeson-
dere im Hinblick auf die Förderung der Transparenz im dortigen Roh-
stoffsektor. Die Initiative wird zudem als zentrale Anlaufstelle für die 
deutsche Wirtschaft aufgebaut. Um einen ganzheitlichen Förderan-
satz sicherzustellen, wird die Initiative neben der GIZ und der BGR 

40



auch durch die Physikalisch-Technische Bundesanstalt PTB getragen 
und durch das Bundeswirtschaftsministerium sowie das Auswärtige 
Amt politisch unterstützt. Sie stellt damit quasi einen Türöffner für 
einen „fünffach-fairen” Zugang zu den Rohstoffen der Mongolei dar: 

1.	� indem sie dem mongolischen Staat einen fairen Profit aus sei-
nen Rohstoffen ermöglicht;

2.	� indem sie eine faire Verteilung der staatlichen Rohstoffeinnah-
men unter der mongolischen Bevölkerung befördert;

3.	� indem sie eine umweltverträgliche Rohstoffförderung begüns-
tigt, die das Naturerbe der Mongolei fair behandelt;

4.	� indem sie dazu beiträgt, mehr Rohstoffe nachfragenden Staa-
ten als nur den beiden direkten Nachbarn China und Russland 
einen fairen Zugang zum mongolischen Rohstoffreichtum zu 
erschließen;

5.	� indem sie das Bemühen deutscher Förder- und insbesondere 
auch Zulieferunternehmen um einen fairen Marktzugang in der 
Mongolei unterstützt.

Die Bundesregierung ist aufgerufen, diese Form einer breiten integ-
rierten Rohstoffpartnerschaft mit dem Nutzen eines „fünffach fairen 
Zugangs” auf Afrikas Rohstoffländer zu übertragen. Die deutsche 
Wirtschaft zöge hierbei sicher mit, da ihr dann eine Nutzung des 
immensen afrikanischen Rohstoffreichtums zu weitaus transparen-
teren und kalkulierbareren Rahmenbedingungen als bisher ermög-
licht würde. Blieben als weiterer unverzichtbarer Faktor noch die 
Regierungen der afrikanischen Rohstoffländer selber: Nur wenn sie 
bereit sind, ihre Bekenntnisse zu Guter Regierungsführung auch 
konsequent auf den Rohstoffsektor auszudehnen, sich den Reform-
vorschlägen einer integrierten Rohstoffinitiative voll zu öffnen und 
diese konsequent in die Praxis umzusetzen, kann der Rohstoffreich-
tum Afrika zu einem echten Chancenkontinent machen.
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Chancen deutscher Unternehmen auf 
dem afrikanischen Rohstoffmarkt

Christoph Kannengießer

Die nächsten aufstrebenden Staaten auf dem weltwirtschaftlichen Par-
kett werden aus Afrika kommen. Besonders Afrikas Rohstoffmärkte 
gewinnen zunehmend an Bedeutung und stehen im Fokus milliarden-
schwerer Investitionen der internationalen Erdöl-, Erdgas- und Berg-
baukonzerne. Die Bewirtschaftung der Rohstoffvorkommen ist Afrikas 
wichtigste wirtschaftliche Aktivität. Die Exporterlöse aus mineralischen 
und fossilen Rohstoffen machen fast 80 Prozent der Gesamtexporte 
des Kontinents aus. 

Importabhängigkeit und Weltmarktkonkurrenz

Die Geschäfts- und Investitionschancen im Energie- und Bergbausek-
tor sind auch für deutsche Unternehmen groß und die Konkurrenz auf 
den weltweiten Rohstoffmärkten nimmt stetig zu. Dennoch profitieren 
davon bisher insbesondere chinesische Firmen. Mit einem Handelsvo-
lumen von knapp 200 Milliarden US-Dollar ist China Afrikas größter 
Handelspartner. 80 Prozent der chinesischen Importe aus Afrika ent-
fallen allein auf mineralische Produkte. Der deutsch-afrikanische Au-
ßenhandel fällt im Vergleich dazu wesentlich geringer aus. Er betrug 
2012 gerade einmal 45,7 Milliarden Euro. 

Das im Jahr 2011 von der deutschen Bundesregierung vorgestellte Af-
rika-Konzept betont die langfristige Bedeutung afrikanischer Rohstoff-
importe für die exportorientierte und von Rohstoffen abhängige deut-
sche Wirtschaft. Afrika ist nicht nur bedeutender Produzent wichtiger 
fossiler Energieträger wie Erdöl oder Erdgas und besitzt großes Poten-
zial für die Nutzung von Sonnen-, Wind- und Wasserkraft. Der Konti-
nent verfügt darüber hinaus über große Vorkommen von Rohstoffen 
wie Coltan, Wolfram und Platin, die insbesondere für die Hochtechno-
logieindustrie benötigt werden. Daher muss sich die deutsche Wirt-
schaft positionieren und ihre komparativen Vorteile nutzen, um für die 
afrikanischen Rohstoffexporteure ein interessanterer Partner zu sein.



Deutsches Engagement noch gering 

Über 600 deutsche Unternehmen haben sich bereits auf dem Konti-
nent niedergelassen und beschäftigen mehr als 200.000 Menschen. 
Nur wenige davon sind allerdings im Rohstoffsektor aktiv. Ein Bei-
spiel ist die niederbayrische Graphit Kropfmühl AG, die bereits seit 
mehreren Jahrzehnten an der Graphitförderung in Simbabwe betei-
ligt ist. Pro Monat fördert das Unternehmen 300 Kilometer nord-
westlich von Harare 500 bis 600 Tonnen des Minerals. Aufgrund der 
stabilen politischen sowie wirtschaftlichen Lage sei jedoch Mozam-
bique das neueste Investitionsziel, so ein Sprecher des Unterneh-
mens. Auch Mali ist Ziel deutscher Investitionen. So eröffnete im Fe-
bruar 2012 die vom malischen Minenunternehmen Wassoul’Or SA 
betriebene Goldmine Kodiéran. Die Mine, 300 Kilometer südöstlich 
von Bamako gelegen, gehört zu 25 Prozent der deutschen Pearl Gold 
AG mit Sitz in Frankfurt am Main und ist die erste Beteiligung des 
2008 gegründeten Unternehmens. Die Anlage hatte Anfang 2012 
den Betrieb zunächst mit 5.000 Tonnen Rohmaterial pro Tag aufge-
nommen und wurde nach und nach auf 11.000 Tonnen pro Tag 
hochgefahren. Seit 1958 ist in Libyen, einem der größten Erdölför-
derer Afrikas, die BASF Tochter Wintershall Holding GmbH aktiv. 
Seitdem hat der Konzern bereits mehr als zwei Milliarden US-Dollar 
in Bohrungen in Libyen investiert. Die Förderung wurde 2011 auf-
grund der politischen Unruhen vorübergehend eingestellt, mit der 
Stabilisierung der politischen Situation soll jedoch bald wieder die 
Vorkrisenkapazität von 100.000 Barrel pro Tag erreicht werden.

Um die Zahl der im Rohstoffsektor aktiven deutschen Firmen zu er-
höhen, unterstützt die Bundesregierung die zunehmenden Bestre-
bungen deutscher Unternehmen zum Beispiel durch bilaterale Ener-
giepartnerschaften. Die deutsch-nigerianische Energiepartnerschaft 
wurde bereits 2007 etabliert, Marokko und Tunesien kamen 2012 
hinzu und 2013 wurde eine Energiepartnerschaft mit Südafrika be-
gründet. Leider handelt es sich bei diesen Partnerschaften bisher 
meistens um reine Absichtserklärung, weshalb der Afrika-Verein im 
Interesse seiner Mitgliedsunternehmen unter anderem auch für die 
Vertiefung und die Umsetzung dieser Partnerschaften eintritt.

.
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Chancen und Risiken

Aber nicht nur eine mangelnde Unterstützung seitens der deutschen 
Politik und ein zunehmender internationaler Konkurrenzdruck halten 
deutsche Firmen von einem stärkeren Engagement ab. Der Rohstoff-
reichtum ist in vielen afrikanischen Ländern auch mit Risiken verbun-
den – sowohl für die Unternehmer als auch für die Länder selbst. Ob-
wohl heute viele afrikanische Regierungen die Bedeutung von Good 
Governance und Transparenz erkannt haben, prägen Korruption, 
schwache staatliche Institutionen und Rechtsunsicherheit den Alltag 
in vielen Staaten des Kontinents. Eine weitere Herausforderung stellt 
die weltweit zunehmende Tendenz zu Ressourcennationalismus dar. 
Zahlreiche afrikanische Regierungen wollen durch Lizenz- und Steu-
ererhöhungen sowie Beschränkungen von Auslandsbeteiligungen 
und Verstaatlichungen ihre Gewinnanteile an der Ausbeutung der 
heimischen Rohstoffe erhöhen. Das kann ausländische Investoren 
entmutigen und Investitionen in entsprechende Wirtschaftszweige 
verhindern. Das Wirtschaftsprüfungsunternehmen Ernst & Young 
bewertete 2011 Ressourcennationalismus, neben Fachkräftemangel 
und Infrastrukturschwächen, als größtes Geschäftsrisiko der Berg-
bau- und Metallbranche. 

Zu beobachten war dies in der Vergangenheit zum Beispiel in Sambia, 
wo die neue Regierung unter Präsident Michael Sata 2012 die Lizenz-
gebühren im Bergbausektor auf 6 Prozent erhöhte oder in Ghana, wo 
über die Anhebung der Steuern für Bergbauunternehmen von 25 auf 
35 Prozent sowie eine Zusatzbesteuerung auf alle Sondergewinne in 
Höhe von 10 Prozent verhandelt wird. Auch Tansania erhöhte bereits 
2010 die heimischen Lizenzgebühren für den Abbau von Basismetal-
len von 3 auf 4 Prozent, für Diamanten und Edelsteine von 5 auf 6 
Prozent und für Uranium auf 7 Prozent. Die staatlichen Mehreinnah-
men sollen unter anderem für die Finanzierung eines Fünf-Jahres-Ent-
wicklungsplans genutzt werden. 

Andere afrikanische Staaten gehen über die Erhöhung der Steuer- 
oder Lizenzabgaben hinaus. In Angola muss seit September 2011 
die staatliche Bergbaugesellschaft Endiama an allen Explorationsvor-
haben beteiligt werden. Bei Lizenzverträgen beträgt diese Mindest-
beteiligung 10 Prozent. Zudem richtet sich die staatliche Gewinnbe-
teiligung nach der produzierten Menge des geförderten Rohstoffes. 
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Schon heute liegt Angolas Bergbau- bzw. Rohstoffanteil am BIP bei 
70 Prozent. Auch die Regierung Kabila in der DR Kongo plant eine 
staatliche Mindestbeteiligung von 35 Prozent. Am stärksten griff  
jedoch die Regierung unter Robert Mugabe in Simbabwe durch.  
Alle ausländischen Unternehmen und solche, die von weißen Sim-
babwern geführt wurden, waren aufgefordert, 51 Prozent der Un-
ternehmensanteile ohne Entschädigung an schwarze Simbabwer zu 
überschreiben. In diesem Zusammenhang wurden die betroffenen 
Unternehmen bis September 2011 verpflichtet, einen Aktionsplan 
für die Übergabe der Firmenanteile innerhalb der nächsten fünf 
Jahre vorzulegen. Bei Nicht-Einhaltung drohte die simbabwische  
Regierung mit Lizenzentzug und Haftstrafen.

Nachhaltiges Engagement als komparativer Vorteil

Die Absichten afrikanischer Regierungen ihre Gewinnanteile durch die 
Nationalisierung ihrer Bergbausektoren zu erhöhen, ist nachvollzieh-
bar. Und sollten die Mehreinnahmen auch bei der Bevölkerung an-
kommen und für eine nachhaltige Wirtschaftsentwicklung eingesetzt 
werden, sind sie auch sinnvoll. Außerdem bietet der Protektionismus 
auch eine Chance für die deutsche Wirtschaft auf dem afrikanischen 
Ressourcenmarkt. Das Ziel der afrikanischen Staaten ist es aus ihrem 
Rohstoffreichtum gesellschaftlichen Profit zu schlagen. Genau an die-
ses Interesse muss die deutsche Wirtschaft anknüpfen. Aufbauend 
auf die langjährige Entwicklungszusammenarbeit und die daraus re-
sultierende grundlegende Wertschätzung, sollte sich Deutschland als 
„der bessere Partner” darstellen. Deutsche Unternehmen könnten  
beispielsweise ihr Ausbildungssystem im Gegenzug für die Ressour-
censicherheit anbieten. Daraus entwickelt sich im besten Fall eine 
klassische Win-win-Situation. Die Unternehmen haben qualifiziertes 
Fachpersonal, während afrikanische Staaten von deutschen Ausbil-
dungsprogrammen profitieren können. Auch die 2003 ins Leben geru-
fene „Extractive Industries Transparency Initiative” (EITI) mit Sitz in 
Oslo könnte die Rahmenbedingungen für ein nachhaltiges deutsches 
Engagement verbessern. Ziel von EITI ist es, durch die freiwillige 
Selbstverpflichtung von rohstoffexportierenden Regierungen sowie die 
Zusammenarbeit von Rohstoffunternehmen und Nichtregierungsorga-
nisationen, die Transparenz der Geldströme bei der Förderung von Öl, 
Gas, Kohle und anderen Rohstoffen zu erhöhen. 
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Deutschen Unternehmen mit Interesse am afrikanischen Rohstoff-
markt empfehlen wir, sich mutig, nachhaltig und langfristig auf dem 
Kontinent zu engagieren – auch um sich von Unternehmen aus auf-
strebenden Schwellenländern der BRICS-Staatengruppe abzugren-
zen. Transparente Beziehungen mit Gastgeberregierungen sollten 
gepflegt werden, auch um die Bedeutung des möglichen Investiti-
onsprojektes zu unterstreichen. Partnerschaftsabkommen mit staat-
lichen Unternehmen oder eine direkte Regierungsbeteiligung – wo 
angebracht und möglich – betrachten wir in diesem Zusammenhang 
als sinnvoll. Darüber hinaus sollten sich deutsche Unternehmen auf 
ihre komparativen Vorteile konzentrieren und den afrikanischen 
Partnern verstärkt Beratung und Paketlösungen anbieten, zum Bei-
spiel für die Planung, den Bau und den Vertrieb von Fabriken und 
Kraftwerken. 

Seit über 75 Jahren arbeitet der Afrika-Verein der deutschen Wirt-
schaft im Dienste der deutsch-afrikanischen Wirtschaftsbeziehungen. 
Er ist heute der bundesweite Außenwirtschaftsverband deutscher Un-
ternehmen und Institutionen mit wirtschaftlichen Interessen an den 
Staaten des afrikanischen Kontinents. Wir informieren über Länder 
und Märkte in Afrika, stellen Kontakte her und sind die Interessen-
vertretung unserer über 600 Mitglieder im In- und Ausland. Über ein 
enges Netz von Kontakten in Afrika wird der Puls der Märkte gespürt, 
sodass Entwicklungen und Geschäftsmöglichkeiten zeitnah und ge-
zielt an die Mitglieder kommuniziert werden können. Über das Jahr 
verteilt bietet der Afrika-Verein der deutschen Wirtschaft zahlreiche 
Veranstaltungen an, die sich mit den Themenfeldern Rohstoff und 
Energie auseinandersetzen, so zum Beispiel in 2013 das bereits  
7. Energieforum „Energy Africa” und die 2. African Business Week 
in Frankfurt. Regionale Afrika-Kreise in Deutschland bieten darüber 
hinaus Erfahrungs- und Informationsaustausch zwischen den Mit
gliedern.  

47



Fazit

Sebastian Barnet Fuchs und Christian Hübner

Das größte Hindernis auf dem Weg zu Wohlstand sind politische und 
wirtschaftliche Institutionen, die sich der Kontrolle durch die Bevöl-
kerung entziehen. Denn hier bereichert sich eine mächtige Minder-
heit auf Kosten der oft machtlosen Mehrheit. Nirgendwo wird dies so 
deutlich wie bei afrikanischen Rohstoffen. Botsuanas wirtschaftli-
cher Erfolg liegt auch daran, dass seine Institutionen traditionell 
eine gewisse Rechenschaftspflicht gegenüber der Bevölkerung hat-
ten und diese Tradition sogar die Kolonialzeit überdauerte. Demo-
kratie und Eigentumsrechte kamen früher als in anderen Staaten 
Afrikas. Dadurch kam der Erlös durch Diamanten und andere Roh-
stoffe mehr Menschen zugute als anderswo. Die Regierung schaffte 
es, einen immer größeren Anteil der Erlöse aus den Rohstoffverkäu-
fen im Land zu halten und in Bildung und Gesundheit zu investieren.

Das Beispiel zeigt: Ob Rohstoffe Fluch oder Segen bringen, entschei-
det vor allem die Politik vor Ort. Mit hohen Einnahmen aus Rohstoff-
geschäften lässt sich die eigene Macht zementieren. Korruption, 
überhöhte Militärausgaben und große Überweisungen auf ausländi-
sche Bankkonten geschehen überall dort ungestraft, wo Parlament 
und Zivilgesellschaft nicht die nötige Macht haben, von der Regie-
rung das Handeln nach dem Gemeinwohl einzufordern. Transparenz-
initiativen der USA und der Europäischen Union sind zwar hilfreich, 
Misswirtschaft aufzudecken, aber sie allein werden die politische Mit-
bestimmung nicht stärken. Dasselbe gilt für die deutsche Wirtschaft, 
die verantwortlich in Afrika investieren soll, aber teilweise Nachteile 
gegenüber Unternehmen aus China oder Russland spürt, die nicht 
denselben Offenlegungspflichten unterworfen sind. Die rapide ge-
stiegenen Investitionen und damit der Einfluss zahlreicher neuer Ak-
teure in Afrika lässt für einen entwicklungsorientierten Umgang mit 
Rohstoffen nur einen Schluss zu: Die dortigen Regierungen müssen 
von Parlament und Bevölkerung zu der Aushandlung von fairen Ver-
trägen, zu einer vernünftigen Abgaberegelung durch die Unterneh-
men, dort, wo es geht, zu Investitionen in die lokale Wertschöpfung 
durch Weiterverarbeitung und zu der Durchsetzung von Umwelt- 
und Sozialstandards getrieben werden. Nur so wird dem „Race to 



the Bottom” Einhalt geboten, das sich viele Investoren mit systema-
tischer Missachtung von diesen Standards immer noch liefern. Oft 
sind sogar bereits gute Gesetze in Kraft - doch es fehlt der Wille oder 
die Kapazität, genug Kontrolleure in die Abbaugebiete zu schicken. 
Auch hier braucht es Möglichkeiten für Menschen, ihrem Unmut über 
die Verhältnisse durch wirkungsvolles Engagement in Parteien oder  
in der Zivilgesellschaft Luft zu machen. 

Überall wo politische und wirtschaftliche Institutionen mehr Mitbe-
stimmung von außen zugelassen haben, kam dies dem Gemeinwohl 
zu gute. Die große Ungleichheit und die weitverbreitete Armut in 
den meisten rohstoffreichen Ländern beruht auf der fehlenden Öff-
nung der Regierung bei der Frage, was mit den Rohstoffeinnahmen 
passieren soll. Da bisweilen ein zu großer Teil davon bei den Herr-
schenden verbleibt, steigen die Begehrlichkeiten auf das Regie-
rungsamt und damit die Anfälligkeit des Landes für Konflikte. Dies 
wiederum verstärkt das Bemühen, Rohstoffeinnahmen zur Erhaltung 
der eigenen Machtbasis auszugeben. Ein Kreislauf. Deutschlands In-
teresse an afrikanischen Rohstoffen muss deshalb immer von einer 
Entwicklungspolitik flankiert werden, welche der Bevölkerung hilft, 
ihre Interessen frei und ohne Angst vor Repression oder Benachteili-
gung artikulieren zu können. Freie Medien gehören ebenso dazu, 
wie Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechte und die Stärkung der Sub-
sidiarität. 

Eine weitere Dimension, die in der hier angerissenen entwicklungspo-
litischen Debatte an Bedeutung gewinnt, bisher jedoch noch zu wenig 
berücksichtigt wird, betrifft den Schutz der Umwelt. Weltweit steigt 
die Nachfrage nach Rohstoffen, sodass schon heute kostenintensive 
Explorationen neuer Ressourcenvorkommen mit weitreichenden Aus-
wirkungen auf die Umwelt profitabel geworden sind. Negative Auswir-
kungen können dabei entlang der ganzen Wertschöpfungskette über 
die Rohstoffgewinnung, der Rohstoffverarbeitung bis hin zu Rohstoff-
nutzung entstehen. So werden bspw. bei der Extraktion von minerali-
schen Rohstoffen Chemikalien verwendet, die wiederum das Grund-
wasser verschmutzen können. Insbesondere für Menschen, die un- 
mittelbar in der Rohstoffindustrie in Entwicklungsländern tätig sind, 
können daraus ernsthafte gesundheitliche Probleme entstehen. Darü-
ber hinaus können aber auch umfassende globale Implikationen die 
Folge sein. Der zunehmende Abbau mineralischer Rohstoffe und der 
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Anbau von Biomasse lässt den globalen Flächenverbrauch rasant 
steigen. Öko- und Klimasysteme können dadurch erhebliche Schä-
den erleiden, was wiederum zu Lasten der Menschen geht.

Deutschland ist in einem erheblichen Maße von Rohstoffimporten ab-
hängig. Unsere heimische Wirtschaft als Garant für Wohlstand basiert 
auf einer gesicherten Versorgung mit Rohstoffen. Gleichzeitig ist für 
uns aber auch der Schutz der Lebensgrundlagen für gegenwärtige 
und zukünftige Generationen von zentraler Bedeutung. Aus deutscher 
Sicht entstehen daraus zwei Hebel, die eine nachhaltige Rohstoffnut-
zung ausmachen können. Zum einen gilt es die heimische Rohstoff-
nutzung so effizient wie möglich zu gestalten. Ziel muss es sein, 
schrittweise unabhängiger von Rohstoffimporten zu werden. Hier 
kann eine funktionierende heimische Kreislaufwirtschaft, die u.a. die 
Wieder- und Weiterverwendung von Rohstoffen sowie das Recycling 
fördert, eine zentrale Säule sein. Mit Blick auf die Möglichkeiten in 
den rohstoffreichen Entwicklungsländern den Umweltschutz zu be-
rücksichtigen, existieren verschiedene Ansätze wie Transparenzinitia-
tiven, die auch schon zuvor im Zusammenhang mit der Verhinderung 
von Korruption und der Durchsetzung von Sozialstandards eine Rolle 
eingenommen haben. Klassische Instrumente zur Akzentuierung der 
Umweltdimension im Bereich der Rohstoffwirtschaft in Entwicklungs-
ländern können u.a. über Rohstoffpartnerschaften, internationale 
Rohstoffrahmenabkommen und einen Technologietransfer erfolgen. 
Ob diese Ansätze dann reichen, um tatsächlich eine Umweltschutzwir-
kung zu erzielen, bleibt jedoch dahingestellt. Die deutsche Entwick-
lungspolitik berücksichtigt schon heute den Schutz des Klimas vor 
dem Hintergrund der steigenden Nachfrage nach energetischen Roh-
stoffen in einem zunehmenden Maße. Mit der wachsenden Bedeutung 
knapper nicht-energetischer Rohstoffe werden sich nun aber auch 
weitere Umweltschutzfragen aufdrängen und die entwicklungspoliti-
sche Arbeit ebenfalls prägen. 
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